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MinisteriumfürInneresund Sportdes LandesSachsen-Anhalt
Postfach3563 + 39010 Magdeburg

StatistischesLandesamtSachsen-Anhalt
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DurchführungderVerordnungüberden Mehrbelastungsausgleich
infolgedes Gesetzes überden Mehrbelastungsausgleichfürkommunale
Straßenausbaumaßnahmen(Mehrbelastungsausgleichsverordnung-
MBAVO)

Durch das Urteil des LandesverfassungsgerichtsSachsen-Anhalt(LVerfG)

19. Juli 2022 (AZ. LVG 44/21),

Verfassungsbeschwerdeder StadtAscherslebenzurückgewiesenwordenist,
vom mit dem die kommunale

bestehtfürdas Land unddie GemeindengrundsätzlichRechtssicherheit,dass

die Regelungen des Gesetzes über den Mehrbelastungsausgleichfür

kommunaleStraßenausbaumaßnahmen(Mehrbelastungsausgleichsgesetz)

verfassungskonformsind. Dies gilt auch für die darin enthaltene

Verteilungsregelungdes pauschaliertenAusgleichsvon 15 Mio. Euro „nach

dem Verhältnis der Siedlungsflächender Gemeinden“. Danach ist ein

Verteilungsmaßstab,der sich auf der Grundlage Ihrer Statistikan den

Siedlungsflächenorientiert,objektivnachvollziehbarund berücksichtigtdie

örtlichenGegebenheitenderGemeinden.

Dass der Siedlungsflächenmaßstabauch z. B. Halden,Bergbaubetriebeoder

Steinbrücheerfasst,die zwar häufigeinen erheblichenUmfangeinnehmen,

über die allerdingsin der Regel keine Gemeindestraßenverlaufen,berührt

nachAnsichtdes LVerfG die Verfassungsmäßigkeitdes Verteilungsmaßstabs

selbst nicht. Eine etwaige Unausgewogenheitder Regelung oder nicht

sachgerechteBegünstigungvon Gemeindenist indeslautUrteildes LVerfG im

Behörde

„Halde“,

Rahmen des Gesetzesvollzugs von der zuständigen zu

berücksichtigen.Soweit eine Einbeziehung der Flächen für

Sachsen-Anhalt
#moderndenken
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„Bergbaubetrieb“ und „Tagebau, Grube, Steinbruch“ (im Folgenden Sonderflächen) als

Siedlungsflächedie Bedeutungdieser Nutzungsartfürden Straßenausbauaufwandübermäßig

verzerre, seien diese in einer verfassungskonformenAnwendung des Gesetzesbegriffs

„Siedlungsfläche“ggf. um einenangemessenenFaktorgeringerzu gewichten.

Da bei der Berechnungdes im Juli 2022 unterVorbehaltan die Gemeindenausgezahlten

Mehrbelastungsausgleichsein ggf. mindernderFaktorzunächstunberücksichtigtgebliebenist,

besteht Änderungsbedaf in Bezug auf die Neuermittlung einer geeigneten,

verfassungskonformenBemessungsgrundlagefürdie Verteilungdes Mehrbelastungsausgleichs

an die Gemeinden. Dazu dient die von Ihnen in meinem Auftrag bereits durchgeführte
Vaariantenuntersuchung.

Als Schlussfolgerungaus der von Ihnen am 16. September2022 vorgelegtenstatistischen

Analyse mehrererVarianten sehe ich die Variante als vorzugswürdigan, nach der die

Sonderflächenjeweils mit einem Faktorvon 0,3 und die übrigen Flächen mit dem Faktor 1

gewichtetwerden.

Gutachten:

Das MI hatergänzendDOMBERT Rechtsanwältebeauftragt,gutachterlichzum einender Frage

nachzugehen, welche rechtlichen Anforderungen an einen verfassungskonformen

Gesetzesvollzugdes & 1 des Mehrbelastungsausgleichgesetzesin Ansehung des Urteilsdes

LVerfG vom 19. Juli 2022 (LVG 44/21) im Hinblick auf die Verteilung des

Mehrbelastungsausgleichsan die Gemeinden in Sachsen-Anhalt am Maßstab der

Siedlungsflächezu stellensind. Zum anderensolltegeprüftwerden,ob die Variante,nach derdie

Sonderflächenjeweils mit einem Faktorvon 0,3 und die übrigen Flächen mit dem Faktor 1

gewichtetwerden,einenverfassungskonformenGesetzesvollzugdarstellt.

Ergebnisdes Gutachtens:

Das Gutachtenkommtzu dem Ergebnis, dass die durchgeführteVariantenuntersuchungdie

verfahrensbezogenenAnforderungenerfüllt, die an die Ermittlungeiner Methode für die

verfassungskonformeAusgestaltung der Bemessungsgrundlagedurch eine Behörde mit

„Letztentscheidungsverantwortung“zu stellensind. Die Variante,nach der die Sonderflächen

jeweilsmiteinem Faktorvon 0,3 und die übrigenFlächen mitdem Faktor1 zu gewichtensind,

stelledanacheineMethodedar, die Siedlungsflächenim Gesetzesvollzugverfassungskonformzu

bestimmenund zu berechnen,weil sie die aus der Einbeziehungder Sonderflächenin die

Siedlungsflächen resultierende übermäßige Verzerrung bei der Berechnung des

Mehrbelastungsausgleichsangemessenreduziert.Diese Varianteentsprichtdem Gutachtenzur
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Folge der Vorgabe des LVerfG, beim Vollzug des & 1 Mehrbelastungsausgleichsgesetzdie

Sonderflächen im Rahmen einer verfassungskonformenAnwendung des Gesetzesbegriffs
Siedlungsflächengegebenenfallsum einenangemessenenFaktorgeringerzu gewichten.

Die betreffendeVariantesorge zudem dafür, dass keine der betroffenenGemeindenin nicht

sachgerechterWeise begünstigtoderbenachteiligtwerde.

Das Gutachtenbewertetdiese Varianteals eine fürden verfassungskonformenGesetzesvollzug

geeigneteVarianteund die anderengeprüftenVariantenals nichtin gleicherWeise geeignet.

Maßgebendfürdiese Bewertungist, dass bei dieserVarianteinsgesamt64 Gemeindengeringere

Zuweisungenerhaltenals bislang vorläufigfestgesetztwurde. Außerdemkönne bei dieser
Variantevermiedenwerden,dass auch bei einerVerrechnungder bereitsfestgesetztenBeträge
mitden neu für2023 festzusetzendenBeträgeneine Gemeindezur Rückzahlungvon im Jahr
2022 zu viel ausgezahlten Beträgen verpflichtet würde. Vielmehr könnten alle

Zahlungsaufforderungenmitden aufGrundlageder verfassungskonformenNeuberechnungdes

Mehrbelastungsausgleichsfür2023 festzusetzendenBeträgenverrechnetwerden.

WeitereVerfahrensschritte:
1. Die Sonderflächenmitder am 31. Dezember2019 erfasstenstatistischenGröße sind bei der

Berechnungdes Mehrbelastungsausgleichsmitdem Faktor0,3 und die übrigenFlächenmitdem

Faktor1 zu gewichten.

2. Anhanddes im Juli 2022 unterVorbehaltgezahltenMehrbelastungsausgleichsunddes gemäß

Punkt1 ermitteltenMehrbelastungsausgleichsist festzustellen,welcheGemeindenfürdas Jahr

2022 in welcherHöheeinenAnteildes vorläufiggezahltenMehrbelastungsausgleichzurückzahlen

müssenundwelcheGemeindenin welcherHöhe eineentsprechendeNachzahlungerhalten.

3. Für die Gemeinden,fürdie sich danacheine Rückzahlungdes Mehrbelastungsausgleichsfür

das Jahr 2022 ergibt,soll dieserRückzahlbetragmitdemzu zahlendenMehrbelastungsausgleich
fürdas Jahr 2023 verrechnetwerden.Der verrechneteMehrbelastungsausgleichwirdden davon

betroffenenGemeindengem. $ 2 Abs. 2 Satz 2 Mehrbelastungsausgleichsverordnungzum
31. März2023 ausgezahlt.

4. Gemeinden,die eine Mehrbelastungsausgleichsnachzahlungfürdas Jahr 2022 erhalten,wird

diese Nachzahlungmitdem Mehrbelastungsausgleichfürdas Jahr 2023 gem. 8 2 Abs. 2 Satz 2

Mehrbelastungsausgleichsverordnungzum 31. März2023 ausgezahlt.
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5. Gem. $& 1 Abs. 1 Mehrbelastungsausgleichsverordnungwird der Mehrbelastungsausgleich
einmaligim Jahr 2022 demGrundeundderHöhenachfestgesetzt.Die mitBescheid„Festsetzung
der Leistung nach dem Gesetz über den Mehrbelastungsausgleichfür kommunale

Straßenausbaumaßnahmen“vom Juli 2022 festgesetzteHöhedes Mehrbelastungsausgleichsist

zu widerrufenund derMehrbelastungsausgleichmitdem unterPunkt1. ermitteltenWertfürjede
einzelneGemeindeneu festzusetzen.Dies soll in einem Bescheidfürjede Gemeindegeregelt
werden,derin derAnlagedie Berechnungdes MehrbelastungsausgleichssowiedieunterPunkt3.

ermittelteVerrechnung oder die sich aus Punkt 4. ergebende Nachzahlung des

Mehrbelastungsausgleichsdarstellt.

 

Im Übrigengeltendie mitmeinemErlass vom 12. Juli 2022 festgesetztenRegelungenbezüglich

derAuszahlungdes Mehrbelastungsausgleichsan die Gemeinden.

Im Auftrag

Nudzuw
Mietzner
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